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Teil 1  Einleitung  

A. Die Problemstellung der Arbeit 

Mit Inkrafttreten der Verordnung über das Statut der Europäischen (Aktien-) 
Gesellschaft (Societas Europaea, SE)1 steht europaweit tätigen Unternehmen 
eine zusätzliche Gesellschaftsform zur Verfügung. Diese als „Flaggschiff des 
Europäischen Gesellschaftsrechts“2 begrüßte Errungenschaft ist das Ergebnis 
eines über 30 Jahre währenden zähen Ringens, wobei sich insbesondere die Fra-
ge nach der Mitbestimmung immer wieder als Stolperstein erwiesen hat. Große 
Aufmerksamkeit wird der Durchsetzung der SE in der Unternehmenspraxis ge-
widmet. Obgleich seit dem 29.12.2004 die zur Umsetzung bzw. Ausführung der 
europäischen Gesetze erforderlichen nationalen Gesetze zur Verfügung stehen 
war es zunächst ruhig um die SE. Es hatte den Anschein, dass der Entscheidung 
der Allianz als erstes börsennotiertes Unternehmen für die neue Gesellschafts-
form die Wirkung einer Initialzündung versagt bleiben würde.3 Es drängte sich 
die Vermutung auf, dass der Anreiz des prestigeträchtigen Auftritts als europä-
isch aufgestelltes Unternehmen von dem Nachteil der schwierigen rechtlichen 
Handhabe der SE und der dadurch bedingten hohen Transaktionskosten über-
wogen wurde. Der Rechtsanwender muss ein wahres Dickicht an europäischen 
und mitgliedstaatlichen Vorschriften durchdringen und für die Beantwortung der 
Frage nach dem optimalen Sitz der SE die Rechtslage für sämtliche Mitglied-
staaten untersuchen.4 Allerdings scheinen die anfänglichen Durchsetzungs-
schwierigkeiten der SE überwunden zu sein. Nach Angaben des European Tra-
de Union Institute (ETUI) waren im März 2009 etwa 350 SE-Gründungen zu 

                                           
1  Die amtliche Überschrift der Verordnung verwendet die Abkürzung „SE“ und damit die 

lateinische Bezeichnung „Societas Europaea“. Die korrekte Übersetzung lautet somit 
„Europäische Gesellschaft“ (im Folgenden: SE). Da die SE eine Gesellschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ist, die über ein festes, in Aktien zerlegtes Kapital verfügt, hat sich 
aber auch die Bezeichnung „Europäische Aktiengesellschaft“ durchgesetzt. 

2  So bereits Hopt, ZIP 1998, 96, 99. 
3  So die Einschätzung von Fockenbrock, Handelsblatt v. 21.3.2006 S. 11; Freudenberg, 

Handelsblatt v. 15.2.2006 S. 18; Zwick, Handelsblatt v. 26.9.2005 S. 36.  
4  Nachdrücklich Oetker in: Lutter/Hommelhoff, Europäische Gesellschaft, S. 277, 282; 

Reichert/Brandes, ZGR 2002, 767; Henssler in: Ulmer/Habersack/Henssler MitbestR 
Einl SEBG Rz. 218 ff.; Borggräfe, zitiert bei Freudenberg, Handelsblatt v. 15.2.2006 
S. 18. Informationen über die mitgliedstaatlichen Systeme des Gesellschafts- und Mitbe-
stimmungsrechts sowie die Umsetzung der europäischen Gesetzestexte in das nationale 
Recht sind auf der vom European Trade Union Institute for Research, Education and 
Health and Safety (ETUI-REHS) unterhaltenen Homepage “Worker-Participation.EU“ 
(http://www.worker-participation.eu) abrufbar. 
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verzeichnen, von denen circa 130 auf Deutschland entfielen.5 Wenngleich bei 
den SE-Gründungen eine große Zahl an noch nicht aktivierten Vorratsgesell-
schaften und arbeitnehmerlosen Gesellschaften zu verzeichnen ist, gehören zum 
Kreis der Unternehmen, die sich für die neue Rechtsform entschieden haben, 
doch bedeutende Namen. Hervorzuheben sind die Fresenius SE, die MAN Diesel 
SE, die Mensch und Maschine Software SE, die BASF SE, die Porsche Automo-
bil Holding SE sowie die österreichische Strabag SE und die Elcoteq SE.6 Insbe-
sondere hat sich auch die Befürchtung, die SE sei keine für den Mittelstand ge-
eignete Rechtsform, nicht bewahrheitet. 

Auch wenn das Schicksal der SE noch nicht mit abschließender Gewissheit vor-
hersehbar ist, lässt sich schon heute sagen, dass die SE wichtige Fortschritte für 
die Entwicklung des nationalen und europäischen Unternehmensrechts bringt, 
indem sie Entwicklungstendenzen aufgreift, verstärkt und dabei zugleich eigen-
ständig Impulse setzt. Die vollständige Bedeutung der SE erschließt sich erst in 
diesem übergeordneten Kontext. In Deutschland trifft das SE-Projekt mit dem 
Wiederaufleben der Mitbestimmungsdebatte zusammen und eröffnet neue 
Blickrichtungen auf das traditionelle deutsche Recht der Unternehmensmitbe-
stimmung. Abgesehen von einigen wenigen materiell bedeutsamen Änderungen 
hat es hier einen regelrechten Reformstau gegeben, der erst durch den vom eu-
ropäischen Gesetzgeber freigegebenen „Wettbewerb der Gesellschaftsformen“ 
beendet scheint. In den letzten Jahren ist eine Flut an Stellungnahmen aus dem 
Kreise der Politik, der Wirtschaft und der Rechtswissenschaft zur Weiterent-
wicklung der deutschen Mitbestimmung ergangen. Es zeichnet sich ab, dass das 
Ende der Mitbestimmung, welches manche eingeläutet sehen, unrealistisch ist.7 
Unabweisbar ist hingegen das Bedürfnis nach einer Neugestaltung des geltenden 
Regimes. In diesem Kontext bietet das in der SE-Richtlinie8 aufgestellte Modell 
wichtige Anregungen und kann Vorbildfunktion übernehmen. An die Stelle rigi-
der Vorgaben, die der Vielgestaltigkeit des Wirtschaftslebens nicht gerecht wer-
den, tritt ein modernes System der regulierten Verhandlungen,9 welches die Ge-
                                           
5  Angaben sind abrufbar auf der Homepage des ETUI unter http://ecdb.worker-

participation.eu. Für Juni 2008 haben Eidenmüller/Engert/Hornuf, AG 2008, 721 für 
Deutschland eine Zahl von 70 SEs ermittelt. Zur Entwicklung auch Henssler, ZHR 173 
(2009), 222, 223 f.; Kiem, ZHR 173 (2009), 156; Casper, ZHR 173 (2009), 181. 

6  Auch weitere Großunternehmen haben die Wahl der Rechtsform einer SE erwogen: so 
die Deutsche Bank (FAZ v. 24.3.2006 S. 16; abweichende Angaben bei Zwick, Handels-
blatt v. 26.9.2005 S. 36) sowie SAP (Zwick, Handelsblatt v. 26.9.2005 S. 36). 

7  Wegen ausführlicher Nachweise zum Meinungsbild s. Teil 3 A.II. 
8  Richtlinie 2001/86/EG des Rates zur Ergänzung des Statuts der Europäischen Gesell-

schaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer vom 8.10.2001, ABl. Nr. L 294/22 
(im Folgenden: SE-RL oder SE-Richtlinie). 

9  Götz, AG 2002, 552, 553 spricht zutreffend von „regulierter Selbstregulierung“; grundle-
gend Windbichler in: Perspektiven der Corporate Governance, S. 282. 
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staltung der Mitbestimmung vorrangig in die Hände der Anteilseigner und der 
Arbeitnehmer legt und nur für den Fall des Scheiterns der Verhandlungen inhalt-
liche Festlegungen trifft. Gelingt das „Experiment“ der verhandelten Mitbe-
stimmung, qualifiziert sich das SE-Konzept als Prototyp für ein neues deutsches 
Design. Der europäische Gesetzgeber geht jedenfalls von der Zukunftsfähigkeit 
des Verhandlungsmodells aus, wie er bei in Angriff genommenen weiteren An-
gleichungsvorhaben kundgetan hat. Die Übernahme des Modells für die Europä-
ische Genossenschaft und die Richtlinie über die Verschmelzung von Kapitalge-
sellschaften aus verschiedenen Mitgliedstaaten sind wichtige Belege hierfür. 

Mit der Einführung der SE hat sich zu den klassischen Problemfeldern des Mit-
bestimmungsrechts als besonders drängender neuer Aspekt die Frage nach der 
Gestaltung der Mitbestimmung im monistischen System gesellt: Die SE-
Verordnung10 eröffnet deutschen Unternehmen erstmals den Zugang zum monis-
tischen System, so dass die bislang nur theoretische Frage nach der Mitbestim-
mung in dieser weltweit vorherrschenden Form der Führungsorganisation nicht 
mehr mit dem schlichten Hinweis auf die Inkompatibilität von Monismus und 
Mitbestimmung beantwortet werden kann.11 Die Überführung der deutschen 
Mitbestimmung in den Verwaltungsrat der monistisch verfassten SE stellt sich 
als juristisch besonders reizvolle, wenn auch schwer zu bewältigende Heraus-
forderung dar. Hier ist nicht nur juristische Technik gefragt, sondern auch ein 
Gespür für die Bedürfnisse der Unternehmenspraxis. Die SE weist bezüglich der 
Mitbestimmung im monistischen System experimentellen Charakter auf. Sie 
gleicht einem Setzkasten mit verschiedenen Bausteinen, die sich nur durch Aus-
probieren kombinieren lassen. Die europäischen Gesetzestexte gehen von der 
Kompatibilität aus und delegieren die Feinabstimmung der einzelnen Bausteine 
auf die nationale Ebene. Der deutsche Gesetzgeber sah sich vor die Aufgabe ge-
stellt, die am Aufsichtsrat anknüpfende und für ein organisationsrechtlich, funk-
tional und personell zwischen Unternehmensleitung und Kontrolle trennendes 
System konzipierte Mitbestimmung auf das einheitliche Leitungs- und Überwa-
chungsorgan des monistischen Systems zu übertragen. Das zur Transformation 
erlassene Gesetz zur Einführung der Europäischen Gesellschaft (SEEG)12 löst 
diese Aufgabenstellung aber nicht umfassend, sondern definiert lediglich den 

                                           
10  Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates über das Statut der Europäischen Gesellschaft 

(SE) v. 8.10.2001, ABl. Nr. L 294/1 (im Folgenden: SE-VO oder SE-Verordnung). 
11  So Lutter, ZHR 159 (1995), 287, 297; Baums, Corporate Governance, Rz. 18: ein Wahl-

recht der Unternehmen zwischen monistischem und dualistischem System wird unter Be-
rufung auf den dadurch verursachten Regulierungsaufwand hinsichtlich der Mitbestim-
mung kritisch beurteilt. Dagegen Henssler, FS Ulmer, 2003, S. 193, 201 f.; Berrar, Cor-
porate Governance, S. 203; Wunsch-Semmler, Entwicklungslinien, S. 77 f. 

12  Gesetz zur Einführung der Europäischen Gesellschaft (SEEG) v. 22.12.2004, BGBl. I, 
S. 3675. 


